
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Brandner, Nicole Höchst, 
Joana Cotar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/19258 –

Ausmaß der Verbindungen zwischen Ministerien und Fraktionen (Nachfrage zur
Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 19/17714)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung sieht sich laut der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der AfD „Das Ausmaß der Verbindungen zwischen Ministerien und 
Fraktionen“ auf Bundestagsdrucksache 19/17714 nicht in der Lage, die „viel­
fältigen Kontakte“ zwischen Deutschen Bundestag und Bundesregierung dar­
zulegen oder auch nur darüber Auskunft zu erteilen. Es bestünden zwischen 
der Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag (einschließlich seiner 
Fraktionen) sowie zwischen der Bundesregierung und den Ländern (ein­
schließlich der Landesparlamente) vielfältige Kontakte auf allen Ebenen, heißt 
es in der Antwort auf oben genannte Kleine Anfrage. Eine systematische Er­
fassung solcher Kontakte fände jedoch nicht statt. Denn es sei weder rechtlich 
geboten, noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden öffentli­
chen Verwaltung leistbar, entsprechende Informationen und Daten (z. B. sämt­
liche Veranstaltungen, Sitzungen und Termine nebst Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern) vollständig zu erfassen oder entsprechende Dokumentationen 
darüber zu erstellen oder zu pflegen. Die Abfrage sei vor dem Hintergrund der 
Vielzahl der Kontakte und der aufgrund der Fragestellung erforderlichen Ab­
frage aller Organisationseinheiten innerhalb der Bundesregierung einschließ­
lich aller nachgeordneten Behörden mit zumutbarem Aufwand nicht durch­
führbar.

Die Fragesteller sind hingegen der Auffassung, dass die Parlamentarische 
Kontrolle der Bundesregierung gerade hinsichtlich der Gewaltenteilung ele­
mentar ist und daher die Beantwortung der Fragen Not tut und bitten daher um 
die Beantwortung der Fragen, die in ihrem Umfang deutlich gekürzt wurden.

1. Welche Bundesminister, Staatssekretäre und oder Parlamentarischen 
Staatssekretäre wurden seit Beginn der Legislaturperiode von jeweils wel­
chen Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Teilnahme an jeweils 
welchen Veranstaltungen der jeweiligen Bundestagsfraktionen eingeladen 
(bitte Datum der Einladung, einladende Fraktion und Thema angeben)?
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2. Welche Bundesminister, Staatssekretäre und oder Parlamentarischen 
Staatssekretäre haben seit Beginn der Legislaturperiode an jeweils wel­
chen Veranstaltungen jeweils welcher Fraktionen des Deutschen Bundes­
tages teilgenommen (bitte nach Datum der Veranstaltung, Thema der Ver­
anstaltung, Zweck der Teilnahme und Fraktionen auflisten)?

3. Welche Bundesminister, Staatssekretäre und oder Parlamentarischen 
Staatssekretäre haben seit Beginn der Legislaturperiode auf jeweils wel­
chen Veranstaltungen jeweils welcher Fraktionen des Deutschen Bundes­
tages Vorträge zu jeweils welchen Themen gehalten beziehungsweise Aus­
kunft zu welchem Thema erteilt (bitte nach Datum der Veranstaltung, The­
ma der Veranstaltung, Zweck der Teilnahme und einladende Fraktionen 
auflisten)?

4. Welche Anfragen von Fraktionen für die Teilnahme von Bundesministern, 
Staatssekretären und oder Parlamentarischen Staatssekretären an Frakti­
onsveranstaltungen des Deutschen Bundestages wurden aus jeweils wel­
chen Gründen abgelehnt (bitte einzeln auflisten)?

6. Nach welchen Kriterien wählt die Bundesregierung die Teilnahme von 
Bundesministern, Staatssekretären, Parlamentarischen Staatssekretären 
oder Vertretern von Bundesministerien an Fraktionsveranstaltungen oder 
Parteiveranstaltungen aus?

7. Erkennt die Bundesregierung eine Gefahr für die Gewaltenteilung, wenn 
die Kontakte zwischen Exekutive und Legislative so umfangreich sind, 
dass eine Auflistung für die Bundesregierung unzumutbar ist und die Re­
gierungsfunktion stören würde, und wenn ja, inwieweit (vgl. Bundestags­
drucksache 19/17714)?

Die Fragen 1 bis 4 sowie 6 und 7 werden zusammen beantwortet.
Die Fragestellung kann der Ausforschung von Beziehungen der nicht fragestel­
lenden Fraktionen dienen. Damit könnte die Kleine Anfrage nicht lediglich eine 
verfassungsrechtlich zulässige Kontrolle der Regierungstätigkeit bezwecken. 
Vielmehr würde über das Vehikel einer (vermeintlichen) Regierungskontrolle 
eine zumindest mittelbare parlamentarische Kontrolle innerparlamentarischer 
Tätigkeit verfolgt. Innerparlamentarische Angelegenheiten sind allerdings vom 
parlamentarischen Fragerecht nicht umfasst.
Überdies wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 
19/17714 verwiesen.
Die Mitglieder der Bundesregierung, Staatsministerinnen und Staatsminister 
Parlamentarische Staatssekretärinnen bzw. Parlamentarische Staatssekretäre 
und Staatssekretärinnen und Staatssekretäre pflegen in jeder Wahlperiode im 
Rahmen der Aufgabenwahrnehmung Kontakte mit einer Vielzahl von Akteuren 
aus dem parlamentarischen Raum, etwa zu Gesetzgebungsvorhaben. Unter die­
sen ständigen Austausch fallen Gespräche und auch Kommunikation in anderen 
Formen (schriftlich, elektronisch, telefonisch).
Es ist weder rechtlich geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcen­
schonenden öffentlichen Verwaltung leistbar, entsprechende Informationen und 
Daten (z. B. sämtliche Veranstaltungen, Sitzungen und Termine nebst Teilneh­
merinnen und Teilnehmern) vollständig zu erfassen oder entsprechende Doku­
mentationen darüber zu erstellen oder zu pflegen.
Allgemein erfolgt die Wahrnehmung von Terminen für die Bundesregierung 
nach dem Ressortprinzip.
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5. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass Mitglieder der Bundesregie­
rung Einfluss auf Mitglieder des Deutschen Bundestages genommen ha­
ben, um die Absetzung des ehemaligen Vorsitzenden des Ausschusses für 
Recht und Verbraucherschutz, Stephan Brandner, herbeizuführen, und 
wenn ja, inwieweit?

Gab es vor diesem Ereignis zu diesem Thema Kontakte zwischen Mitglie­
dern der Bundesregierung und Mitgliedern des Rechtsausschusses, und 
wenn ja, wann, zwischen wem, und mit welchem Inhalt?

Nach § 58 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages bestimmen die 
Ausschüsse ihre Vorsitzenden und deren Stellvertreter nach den Vereinbarun­
gen im Ältestenrat. Es handelt sich um einen innerparlamentarischen Vorgang 
und nicht um Regierungshandeln. Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fra­
gen 1 bis 4, 6 und 7 verwiesen.
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